
'•-aii^nbäiwnsV' &er''öhrist lieh-Demokratigehan  und  O'lrietllch-Sor.-tale». 
Union Deutschlands 

Redaktion und Vertrieb;  Frankfurt  a.M,,  Bettinastr.64>  Tel.77173/779o6 
Herausgegeben von Bruno  Dörpinghaus mit  Genehmigung der Militärregierung« 
Postscheckkontos   Frankfurt   a.Mo   39967>   Bankkonto!  Hessische Bank 125738 
Frankfurt  a.M«,  beide unter Arbeitsgemeinschaft ÖOT/CSU Deutschlands« 

Nr.32,   3-Jhrg. . (0") Brankfurt   a.lf«,   16.Februar 1949« •     Rette  1 
  S le/- le sen heut e > 
Aus  der Union 
Dr.  Hundhammer,   Fraktionsführer  der  CSU und bayerische» "Kultusminister, 
wurde vom Bezirksverband -Oberbayem der CSU  zum Vorsitzen&en gewählt«  Der 
bisherige .Vorsitzende  des Bezirksverfcandes,   Staatsrat   a»D«  Dr.Schaffer, 
war  im Dezember  1948  aus der Partei  ausgetreten« 

Personelles 
Der Vorsitzende  der Zeatrumspartei  im Regierungsbezirk Detmold,   Mitglied 
des  Zonenbeirates,   Ferdinand Haake,   hat   seihe  Parteia\mter niedergelegt  und 
ist  gleichzeitig  aus  der Partei  ausgetreten« 

Aer  Chefpräsident   des  Landgerichts Berlin,   Dr.Löwenthal   (Ost-CDU),   wurde 
im Bereich des  Ostsektors  seines Amtes  enthoben,   weil  er-sich geweigert 
hatte,   sich  dem Kammergericht   zu unterstellen. 
Das Landgericht  München   I gab   einem Antrag des Rechtsanwaltes Karl Gaab 
statt,   der  eine  einstweilige  Verfügung gegen Justizminister Dr.  Josef 
Müller  und Rechtsanwalt Wiessner  forderte,   durch die  eine weitere Publi- 
zierung  eines kürzlich von Dr.Müller bei  einer Pressekonferenz verbreite- 
ten  Schreibens von Rechtsanwalt  Wiessner unterbunden werden soll,- 

Aus  den Parteien 

wegung  "Sammlung zur lat"  lizenzierte   - Die  Epidemie  der r;rteigrühdungen 
greift  weiter um sich. 

« 

irt s chaft spoiltik 
ie  CDU/CSU lehnt  das  im Wirtschaftsrat   in erster Lesung  eingebrachte Ghj- 

werbez'olnfe>Dungsgv.-setz  im Interesse  der Erhaltung  des  Befähigungsnachwei- 
ses des Handwerkes  ab,       .-->, 

Sozialpolitik 
Der  Landtag von Süd-Württemberg nahm das  erste  Lastenausgleiehs/resetz mit 
den Stimmen der CDU,   der LV  and  e'er  SPD ah.   Der Regierung sent wurf deckt 
sich  im wesentlichen mit   dem Wortlaut  des vom Wirtschaftsrat beschlossenen 
Gesetzes,   sieht   aber  abweichend von  diesem vor,   daß  1andwirtschaftliehe' 
Vermögen der  Gebietskörperschaften von der Vorauszahlun-spflicht befreit 
sind. 
In  einer  öffentlichen G-roß-Kundgebung der CDU  in  Siegen  sprach öer Direk- 
tor der  Verwaltung für Arbeit,   Anton  Storch,   über  "Freiheit  in der Wirt- 
schaft,   Preise  und Löhne",   Sein  Ziel   sei es,   so  erklärte   er,   die  Freiheit 
des Menschen  auch in  der Wirtschaft   an  erster Stelle   zu  siehern. 
Der  sozialpolitische  Ausschuß  des  CDU--Stadtkreises  Freiburg billigte  das 
Badische Betriebsrätegesetz»  Direktor Benz  forderte  zu geschlossener Teilt* 
nal;.e   an   den Betriebsratswahlen und   zur Übernahme  des Amtes  als Betriebs- 
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^Tagung des Landesverbandes Hessen 

Der  Landesverband der .CDU Hessen hielt   linfp-  Tni+^n- *J>      +  -,-, 
Landesverbandövorsltzonder     PSeident^^P^wwÄ-^8 f^^Jretenden 
Köhler,   ln'Billbnbw« eine Arf^ft^o'nL «£       37ts<*^s***öB Dr.   Erich 

;  und  cr^isafccrisohon  »SiJsteuSfSS n^m• ^^W60^"1?011«1 

tonte  einleitend  die  gute Ausgmgs^fl?•f deToMT JÄTJ ^.KShler *e~ 
deswahlen.   die  qi»i   »n* H -i -  -SSSJn .  ^^g     .? u; J -Ll-r  "3.0  from&iorden  Run- 
führten Politik^tutzt    üJorSl^^^i^^S?  S*0?1" ««4»• 
rung der wirtschaftlichen und «nwÄS• £    2-?*
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 Stabilisle- 
ab.  Zum lastende ich stelltoDr ÄS M""*18"?  to Wortdeirteohlaa* 

Auffassung unterstrichen,  a-l aS rtl+l^ "   nc!?n A*ssprache wurde die 
^oziale  ^ WaajoSti;^ «* «!• 

Eingriffe der MiiitgrrLie^ortoh?ndorl^    *S
b^°ntf'   dle stgn<ügcn 

Sie Besatzung müsse sich «owolr   i« a    *er*e» den Aufbau des neuen Staates. 
wirklichungfef echten Be^?^1^!^^10, *S f6" *?ndern auf dle v°^- 
zur Überwindung des  ZÖnen-SnTd&; T^l     ^     sanken.   In Bonn sei der Beginn 

kauft. Es sei deshalo^o"n größter BedeÄ! 8fj f-T S^/ •bustimmte ?•*- 
banden Einfluß erhalte.      grom:ei[ Befloauaag,   daß die CDü/CbU einen maßge* 

Staatssekretär ir»8trsnq<?  p^o-y^p+r   ^-«^       A     .*..,., 
etliche  ft ehLdelfp ^     "        Ausführungen durch einige grund-   • 
nie  des Einzelnen S        „l      M ^±erat vor allem das Verhält- 
der echten BoÄatLr ÄÄÄrd°r,S^all*aoht,  das Problem 
denken und das Be sat langest atut!    Äarntf £tqSS *»***•«  1" Staat 8- 
nor Betrachtung au, nationalistischen  "efuhlsSunden.      ^ " V°r 0l~ 

«m Einbau der Ostvertriebenea  in  dao wi-+ -„%    «.-••', 
Hessen gab Arbeitsminister Ai ' " i ±  "f|UJ'-^3 T^ -litische leben 

belegten überblick,  Er hol: herv&r,  daß d« »ifl^Ii?        Z^lenboispielen 
eine deutsch-,   sondern  auch eine ei^Ä*„ ^.liflgspre>bj.eH nioM; nur 

tan werden,   damit   den  Flucht!} a«h"m  A!^
8
 /v1'   ^S r>l!,GS0  alles Se 

widerfahre,  " '      cil v0"1 Ausland her Gerechtigkeit 

In   der  Aussprache wurdp  n   --     ^fl   -n  x_4-i • 
Parteiarbeit „,    a    dor B.*ra        '        fUigungder Ostvortriobenen an der 
der Frau und  die  Vorbo'ei '"'  *T ^S1'   dle  ^«isebe  Arbeit 
Bie nächste  Bande st aguTig Ä Sr   ' ••' 1 '''"V. ^^S"^1011 «örtert.   - 

•In n e np ol itifc 

In  der  dritten  Sitziine d^-  F^hnv.•--  ü-- ,    ^, 
zu de'm Pali fl«   5?ahffen Dr luceffuo Ä"^?* g^+°

s finG ^allole 
nach eingehender Prüfung durchlie  wrtPnfllJ«r^^a:W^f   der seinerzeit 
Bechteauffassung dor OB 3c^odon t-^} g?    ^nfCRllzen Im Sinne der ei.uscn.-oden wurde.  Auch dxses Mpl glaubte die 

- 3 - 



m»  Nr.32, J.JTarg. (C) • . D U D _ tie It e 3 

SPD, bei der Abstimmung über das Aufbaugasetz mit ihrem Stirrmangewicht 
ihr Ziel ohne Rücksicht auf die: verfassungsmäßigen Bestimmargen erreichen 
zu können. Die Rechtsparteien verließen daraufhin geschlossen den Saal« 

In der Aussprache erklärte Abg. Groth (CDU), daß seine Partei sich im Aus- 
schuß der Mitarbeit an dem 'Aufbaugbsetz in keiner Weise entzogen habe* 
Grundsätzlich stimme die CDU einem Wiederaufbaugesetz zup sie lehne es 
aber ab, einen Grundeigentümer zu Gunsten der Allgemeinheit zu enteignen^ 

denn die Grundeigentümer hatten ihr Eigentum meist durch großen Fleiß und 
äußerste Sparsamkeit erworben. Vor. allem wende die CDU sieh dagegen, daß 
ganz Hamburg zum Wioderaufbaugebiet erklärt werde, weil in diesem Falle 
der Staat bei jedem Grundstücksverkauf das "Vorkaufsrecht he.be« Weiter 

. wendet die CDU sich gegen eine jahrelange entschädigungslose Bausperre, 
gegen  die Einengung der G-ewerb et riebe und gegen die Bevorzugung der Ge- 
nossenschaften. Die' Antrage der CDU auf Vertagung der weiteren Beratungen 
zwecks Einholung eines Gegengutachtens wurden von der SPD und KPD abge- 
lehnt. Als dann auf Antrag der SPD über die Frage abgestimmt wurde, ob dai 
Haus die einfache Abstimmung als rechtsgültig betrachten wolle, wurden di- 
Rechtsparteien -durch die SPD und KPD überstimmt und verließen daraufhin 

geschlossen den Saal. In ihrer Abwesenheit wurde hierauf das Gesetz in 
"rster und anschließend in zweiter Lesung angenommen. 

Auch diesmal wird, wie seinerseit im_Fallc Dr.Bucerius, eine • undliehe 
Nachprüfung ergeben, ob die SPD berechtigt ist, Bestimmungen d.,:.- Verfass 
sung je nach ihren Wünschen auszulegen» 

Kultur p o 1 it ik 

Zur Schulfrage  in Rheinland-Pfalz 

Zu den Auseinandersetzungen  zwischen  CDU und  SPD um den Artikel  36  der 
Verfassung zur.Frage  der"Lehrerbildung in Rheinland-Pfalz äußerte   sich 
Abg.  Ministerial rat  Hermans  in einer CDU-Versammlung in Trier,,  Hermans 
hob hervor,   daß der fragliche  Artikel unmittelbar, geltendes Recht   sei, 
zumessen Durchführung die  Landesregierung berechtigt  und verpflichtet 
sei.  Um jeden Zweifel  an dieser Rochtsauffassung zu beseitigen,   habe  die 
CDU-Fraktion des Landtages beim V;:rf assungsgeri ehtshof  eine "TO.age  einge- 

reicht.   Die  gleiche   Feststellung verlange   die   Fraktion  für  den Artekel  >i 
~er die  Frag£  des Religionsunterrichts  in'den Berufsschulen  regelt; 
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